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Spezifische Gefdhrdungen (§ 4 MSchG)

Schwangere Arbeitnehmerinnen, die innerhalb der Zahnheil-
kunde im direkten Kontakt mit Patientinnen und Patienten
tatig sind, sind besonderen Gefdhrdungen ausgesetzt, welche
bestimmte Besché&ftigungsverbote gem&B § 4 MSchG nach

sich ziehen.

Infektionskrankheiten durch den Kontakt mit biologischen

Arbeitsstoffen (§ 4 Abs. 2 Z 11)

Folgende Ubertragungswege sind in der Zahnheilkunde

relevant:

« direkter Kontakt von Blut, Speichel und Nasen-Ra-
chen-Sekreten (Trépfcheninfektion) mit intakter oder
verletzter (Schleim-)Haut (z.B.: durch Spritzer, Husten,
NieBen)

+ indirekte Ubertragung (iiber Instrumente, zahntechni-
sche Materialien, Werkstiicke oder Hande)

+  Aerosolbildung mit kontaminierten Flissigkeiten aus
den Behandlungseinheiten bzw. aus dem Mundraum der

Patientinnen und Patienten.

Der Umgang werdender Mitter mit Kérpersekreten (bzw.
kontaminierten Aerosolen) ist unzuldssig, da diese eine hohe
Erregerbelastung aufweisen kénnen und somit eine erhdhte
Infektionsgefdhrdung gegeben ist.

(= unbeabsichtigte
Arbeitsstoffen)

Verwendung von biologischen

Wichtig!

Auf Basis der Arbeitsplatzevaluierung ist eine Mut-
terschutzevaluierung durchzufihren.

Um die konkreten Geféhrdungen beriicksichtigen
zu kénnen, stellt eine umfassende und schlissige
Mutterschutzevaluierung immer die Grundlage fiir

allfallige MaBnahmen dar.

Gesundheitsgefdhrdende Arbeitsstoffe und Strahlen
(§ 4 Abs. 2 Z 4)

Das Arbeiten von werdenden Mittern unter der Einwirkung von
gesundheitsgeféhrdenden Arbeitsstoffen (z.B.: Amalgam- und
Akrylatfillungen, Reinigungs- und Desinfektionsmittel) und

Arbeiten im Strahlenbereich (Réntgen!) sind nicht zulassig.

Persdnliche Schutzausriistung (PSA)

Die Verwendung von persénlicher Schutzausristung (PSA),
wie z.B. das Tragen von Handschuhen und Atemschutzmasken,
bietet nach derzeitigem medizinischen Wissensstand keinen
verlasslichen Infektionsschutz. Atemschutzmasken (z.B. Kate-

gorie FFP3) beeintrachtigen zudem die Atmung.

Bewegungen und Kérperhaltungen

(§ 4 Abs. 2 Z 2 und Abs. 5Z 1)

Werdende Mitter sollen hiufiges Beugen und Verdrehen
der Hifte bestméglich vermeiden. Es ist daher besonderes

Augenmerk auf ergonomische Faktoren zu legen.

Gute Beratung - Faire Kontrolle



Als problematisch anzusehen ist z.B.: die vorgebeugte
Kérperhaltung.
Nach Ablauf der 20. Schwangerschaftswoche sind Arbeiten,

die Uberwiegend im Stehen verrichtet werden muissen,
hdchstens 4 Stunden pro Tag erlaubt - auch dann, wenn Sitz-

gelegenheiten zum kurzen Ausruhen beniitzt werden kénnen.

Besondere Unfallgefahren (§ 4 Abs. 3)

Werdende Mutter dirfen nicht mit Arbeiten beschéftigt
werden, bei denen sie besonderen Unfallgefahren ausgesetzt
sind, wie z.B. beim Umgang mit aggressiven Patientinnen
und Patienten sowie beim Umgang mit spitzen und scharfen

Gegensténden.

Verbotene Tatigkeiten (beispielhaft)
Aufgrund all dieser Gefdhrdungen sind nachstehende Tatig-
keiten in der Regel fir werdende Mitter verboten:
(Assistenz)arbeiten an/nahe den Patientinnen und
Patienten (Infektionsgefahr!)
Durchfiihrung der Mundhygienebehandlungen
Anmischen von Zahnfillungen mit gesundheitsgefahr-
denden Arbeitsstoffen (z.B.: Amalgam)
Reinigen des kontaminierten Arbeitsplatzes (z.B.: Be-
handlungssessel, Gerate)
Reinigen und Desinfizieren von Instrumenten und
Abdrucken
Arbeiten im Strahlenbereich, Wechsel von intraoralen

Réntgenfilmen

Erlaubte Tatigkeiten (beispielhaft)
Verwaltungs- und Organisationsaufgaben (Terminver-
gabe, Telefondienst, Materialbestellungen)
Gespréche mit Patientinnen und Patienten
Teilnahme an Visiten, Besprechungen, Fortbildungen
Bedienung von Réntgenanlagen auBerhalb des

Strahlenbereiches

Impressum
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Dampfsterilisation von bereits desinfizierten

Medizinprodukten
Lehrt&tigkeit, Einschulungen

Hinweis zur Geltung des Mutterschutzgesetzes:
Das Mutterschutzgesetz gilt fir Frauen, die in

einem privatrechtlichen Dienstverhéltnis stehen, fir
Heimarbeiterinnen sowie fiir Arbeitnehmerinnen des
Bundes. Auch freie Dienstnehmerinnen sind teilweise
vom Geltungsbereich des Mutterschutzgesetzes
erfasst, fur sie gelten insbesondere die Meldepflicht,
das absolute Beschéaftigungsverbot, sowie die

Beschéaftigungsverbote nach der Entbindung.

Das Mutterschutzgesetz gilt nicht fir Landes- oder
Gemeindebedienstete, es sei denn, sie sind in Be-

trieben der Ladnder oder Gemeinden beschéftigt.

Gesetzliche Grundlagen

Mutterschutzgesetz 1979 - MSchG, BGBI. Nr. 221/1979
Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz - ASchG, BGBI. Nr. 450/1994
Verordnung biologische Arbeitsstoffe - VbA, BGBI. Il Nr.
237/1998

Medieninhaber und Herausgeber: Bundesministerium fir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz (BMASGK),
Sektion VII Arbeitsrecht und Zentral-Arbeitsinspektorat, FavoritenstraBe 7, 1040 Wien Verlags- und Herstellungsort: Wien Layout

& Druck: BMASGK Stand: September 2019



	Spezifische Gefährdungen (§ 4 MSchG)
	Gesetzliche Grundlagen

